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Grevesmühlen, d. 19. Mai 2009 

Fax 
(0 38 81) 
7 22 - 172 

. Auf Antrag vom 20.04.2009 ergeht die Änderung des Bescheides vom 05.08.2002 in folgende Fassung: 

I. Entscheidung 

Auf der Grundlage des § 42 Abs. 1 LWaG1  wird der 

die 

Gollan Recycling GmbH 
Theodor-Körner-Weg la 
19209 Rosenhagen 

Genehmigung erteilt. 

1. Art und Zweck der Einleitung 

In der nachstehend nach Art und Maß bestimmten Weise wird Abwasser aus dem Bereich des Waschplatzes nach der Vorbehandlung über eine Abwasserbehandlungsanlage nach DIN EN 858-

 

12/ DIN EN 1999-1003  in eine öffentliche Abwasseranlage des Zweckverbandes Radegast eingeleitet. 

2. Örtliche Lage der Einleitung: 

der Abwasserbehandlungsanlage 
Gemeinde/Ort : Gottesgabe/ Rosenhagen 
Straße • . Theodor-Körner-Weg la 
Gemarkung • . Rosenhagen 
Flur • . 1 
Flurstück • . 5/2 

1 
Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 30.Nov. 1992 ( GS Meckl.-Vorp. GL. Nr. 753-2), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegenheiten nach der RL 2003/35/EG (Landesöffentlichkeitsbeteiligungsgesetz- LöffBetG M-V) ( GVOBLM-V Nr.4 vom 25.02.2009, S.238) 

2 
DIN Deutsches Institut für Normung e.V. vom Mai 2003 
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3 
DIN Deutsches Institut für Normung e.V. vom Oktober 2003 



3. Antragsunterlagen 
Antrag auf Änderung der Indirekteinleitergenehmigung vom 20.04.2009 

Übersichtsplan 
Entwässerungsplan 
Bauaufsichtliche Zulassung 
Stellungnahme zum Antrag Änderung nach § 16 BimSchg 

4. Begrenzung der Einleitung 

4.1 Die Genehmigung umfasst die Einleitung des anfallenden Abwassers 

der Gollan Recycling GmbH 
am Standort: 19209 Rosenhagen , Theodor-Körner-Weg la 

Die Abwasserbehandlungsanlage besteht aus einem Schlammfang 2,5 m3 

Koaleszenzabscheider 6,0 l/s und Probenahmeschacht/-möglichkeit. 
Hersteller:Mall GmbH Zulassungsart: bauaufsichtliche Zulassung 

Nummer: Z-54.8-251 

4.2 Der Abwasseranfall ( mineralölhaltig ) darf 

Q ges =- 6 l/s nicht überschreiten. 

> 1 m3/d (als maximale Tagesbelastung) Q s max 

5. Einleit- und Probenahmestelle 

5.1 Einleitstelle -indirekt 

lfd. Nr. Abwasserherkunft Einleitpunkt 

1 Waschplatz öffentliche Abwasseranlage 
(Schmutzwasserübergabeschacht) 

5.2 Probenahmestelle 

lfd. Nr. 

1 Ablauf der Abwasservorbehandlungsanlage (Anlage 1). 

6. Anforderungen an das Abwasser 

6.1 Das Abwasser darf nicht enthalten 
1.organisch gebundene Halogenverbindungen (AOX) , die aus Wasch- und Reinigungsmitteln 

oder sonstigen Betriebs- und Hilfsstoffen stammen 
2.organische Komplexbildner, die einen DOC-Eleminierungsgrad nach 28 Tagen von mindestens 

80 % entsprechend der Nummer 406 der" Analysen- und Messverfahren" der AbwV4  nicht 

erreichen. 

6.2 An dem Ort des Anfalls ist nachfolgend genannte Konzentration in der Stichprobe einzuhalten. 

Parameter Konzentration Bestimmungsverfahren 

Kohlenwasserstoffe gesamt: 
( Ausgabe Juli 2001) 

6.3 In Leichtflüssigkeitsabscheideranlagen darf nur Abwasser abgeleitet werden, das 

abscheidefreundliche Wasch- und Reinigungsmittel oder instabile Emulsionen enthält, die die 

Reinigungsleistung der Anlage nicht beeinträchtigen. Abscheidefreundlich im Sinne des Anhanges 

49 der AbwV sind Reinigungsmittel, die in Verbindung mit Leichtflüssigkeiten temporärstabile oder 

instabile Emulsionen bilden, d.h. nach dem Reinigungsprozess deernulgieren. 

4 
Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer in der Bekanntmachung der Neufassung vom 17.Juni 2004 ( BGBI. I 

Nr. 28 S. 1108 ) zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung zur Änderung von Verordnungen zur Anpassung an das Tierische-Nebenprodukte-

Beseitigungsrecht vom 19. Oktober 2007 (BGBl. I Nr. 52 vom 25.10.2007 S. 2461) 
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6.4 Als Ort des Abwasseranfalls gilt der Ablauf der Abwasservorbehandlungsanlagen. 
Die Entnahme der Abwasserprobe erfolgt aus dem Ablauf der Abwasserbehandlungsanlage 
(Anlage 1). 

(I. Nebenbestimmungen 

1. Auflagen 

1.1 Behördliche Überwachung 

1.1.1. Die untere Wasserbehörde hat die Indirekteinleitung in die öffentliche Abwasseranlage gemäß § 90 LWaG zu überwachen. 

1.1.2. Der unteren Wasserbehörde ist jederzeit Zutritt zu den Abwasseranlagen zu gewähren. Auf Verlangen sind Auskünfte zu erteilen sowie Arbeitskräfte, Unterlagen und Werkzeuge zur 
Verfügung zu stellen. 

1.1.3. Die Konzentration unter I - 6.2 für Kohlenwasserstoffe, gesamt, gilt auch als eingehalten, wenn eine durch allgemeine bauaufsichtliche Zulassung für Anlagen zur Begrenzung von Kohlenwasserstoffen in mineralölhaltigem Abwasser oder sonst nach Landesrecht zugelassenen 
Abwasserbehandlungsanlage entsprechend der Zulassung eingebaut, betrieben und regelmäßig gewartet sowie vor Inbetriebnahme und in regelmäßigen Abständen von nicht länger als fünf Jahren nach Landesrecht auf ihren ordnungsgemäßen Zustand überprüft wird. 

1.1.4. Angeordnete behördliche Abwasseruntersuchungen gemäß I - 6.2 dieser Genehmigung und andere Maßnahmen der unteren Wasserbehörde auf Grund von Havarien oder Betriebsstörungen erfolgen auf Kosten des Genehmigungsinhabers gemäß § 92 Abs. 2 LWaG, wenn er dazu Anlass gegeben hat. 
Der Mindestumfang der Überwachung sowie der Zustands- und Funktionskontrollen kann gemäß § 2 Abs. 2 SÜVO M-V6  erweitert oder reduziert werden 

1.2 Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage 

1.2.1. Es sind nur Abscheider, die mit dem CE-Kennzeichen zum Nachweis der harmonisierten 
Eigenschaften als auch mit einem Ü-Zeichen zum Nachweis nicht harmonisierter und ggf. besonderer Eigenschaften auf der Grundlage einer allgemein bauaufsichtlichen Zulassung durch das DiBt gkennzeichnet sind, einzubauen. 

1.2.3. Für den Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage ist die DIN EN 858-26  und die Betriebs- und Wartungsanleitung des Herstellers anzuwenden. Die Abwasserbehandlungsanlage ist nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu betreiben. 

1.2.4. Stabile Emulsionen dürfen in die Abscheider für Leichtflüssigkeiten nicht eingeleitet werden. Bei der Reinigung ölverschmutzter Oberflächen ist die Entstehung stabiler Emulsionen in der Regel nicht zu erwarten, wenn an den Anfallstellen 
- bei Reinigungsprozessen der Waschdruck nicht über 6 MPa (60 bar) liegt ( Geräteeinstellung) - bei Reinigungsprozessen die Waschtemperatur nicht über 60°C liegt ( Geräteeinstellung) - die eingesetzten Reinigungsmittel abscheidefreundlich sind ( d.h. sie bilden nur temporär stabile Emulsionen ) 
- nur aufeinander abgestimmte Reinigungsmittel verwendet werden. 
( Abweichungen sind möglich, wenn dies nach den Produktbeschreibungen der 
Rein igungsmittelhersteller zulässig ist) 

1.2.5. Es sind keine Bremsflüssigkeiten, Batteriesäure, Frostschutzmittel in die Abscheideranlage 
einzuleiten, sondern gesondert aufzufangen und entsorgen zu lassen. 

1.2.6. Es sind nur abscheidefreundliche Reinigungsmittel zu verwenden. 

1.2.7. Die Befestigung der Bodenfläche des Waschplatzes ist dauerhaft flüssigkeitsundurchlässig und beständig herzustellen und gefällemäßig oder mit Aufkantungen so auszubilden, dass das Abwasser in der Abwasservorbehandlungsanlage nach DIN EN 858 aufgefangen und behandelt 

5 
Verordnung über die Selbstüberwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen vom 20.Dezember 2006 (GVOBI. M-V, Nr. 1, S.5) 
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DIN Deutsches Institut für Normung e.V. vom Oktober 2003 



7 
Als .sachkundig" werden Personen des Betreibers oder beauftragter Dritter angesehen, die auf Grund ihrer Ausbildung, ihrer Kenntnisse und ihrer 

praktischen Tätigkeit gewonnenen Erfahrungen sicherstellen, dass sie Bewertungen oder Prüfungen im jeweiligen Sachgebiet sachgerecht 
durchführen. 
Die sachkundige Person kann die Sachkunde für Betrieb und Wartung von Abscheideranlagen auf einem Lehrgang mit nachfolgender 
Vororteinweisung erwerben, den z.B. die einschlägigen Hersteller; Berufsverbände, Handwerkskammern sowie auf dem Gebiet der 
Abscheidetechnik tätigen Sachverständigenorganisationen anbieten. 

8 
Verordnung über die Anerkennung als sachverständige Stelle für Abwasseruntersuchungen v. 14.Dezember 2005 (GS Meckl.-Vorp.GL Nr.753-2-47) 
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wird, die anliegenden befestigten Freiflächen jedoch nicht über die Abscheideranlage entwässern. 

1.3 Eigenüberwachung des Betreibers 

1.3.1. Der Indirekteinleiter hat die Abwassereinleitung, den Zustand und den Betrieb der 
Abwasservorbehandlungsanlage gemäß der SOVO M-V ständig zu überwachen. 
Die Überwachung und Kontrolle der Anlage ist einem sachkundigen Mitarbeiter zu übertragen. 

7 
1.3.2. Die Funktionsfähigkeit des Abscheiders ist durch einen Sachkundigen  durch folgende 

Maßnahmen monatlich kontrollieren: 
- Messung der Schichtdicke bzw. des Volumens der abgeschiedenen Leichtflüssigkeit im 
Abscheider 
- Messung der Lage des Schlammspiegels im Schlammfang/ Schlammsammelraum 
- Kontrolle der Funktionsfähigkeit des selbsttätigen Abschlusses im Abscheider und evtl. 
vorhandener Alarmeinrichtungen ( nach Durchführung der Generalinspektion erstmalig wieder 
nach 6 Monaten) 
- Sichtkontrolle des Wasserstandes vor und hinter dem Koaleszenzeinsatz (falls vorhanden) bei 
\Nasserdurchfluss, um eine Verstopfung des Einsatzes zu erkennen. Sonderkonstruktionen sind 
nach der Betriebs- und Wartungsanleitung des Herstellers zu kontrollieren. 
Festgestellte Mängel sind zu beseitigen. Grobe Schwimmstoffe sind zu entfernen. 

1.3.3. Der Sachkundenachweis ist der unteren Wasserbehörde schriftlich vorzulegen. 

1.3.4. Die regelmäßige Abfuhr des anfallenden Abwassers ist zu dokumentieren. 

1.3.5. Die Ergebnisse der Überwachung sind in einem Betriebstagebuch aufzuzeichnen. 
Das Betriebstagebuch ist mindestens vier Jahre nach der letzten Eintragung aufzubewahren. Auf 
Verlangen ist es der unteren Wasserbehörde zur Einsichtnahme vorzulegen. 

1.3.6. Als Nachweis, dass die Voraussetzung zu Pkt. I - 6.1. erfüllt ist, sind im Betriebstagebuch alle 
eingesetzten Wasch- und Reinigungsmittel sowie sonstige Betriebs- und Hilfsstoffe, die in das 
Abwasser gelangen, einzutragen. 
Auf Verlangen sind der unteren Wasserbehörde Angaben des Herstellers ( z.B. Sicherheits-
datenblätter ) oder eines Prüfinstitutes vorzulegen, aus denen hervorgeht, dass diese Mittel keine 
organisch gebundenen Halogenverbindungen und organische Komplexbildner enthalten. 

1.3.7. Vor jeder Abfuhr ist der Überwachungswert unter I - 6.2. dieser Erlaubnis nach Inbetriebnahme 
der Anlage von einer staatlich anerkannten Stelle nach der AsSAVO8  auf Kosten des 
Genehmigungsinhabers an der definierten Probenahmestelle ( Anlage 1) untersuchen zu lassen. 
Die Untersuchungsergebnisse sind der unteren Wasserbehörde des Landkreises NWM 
unaufgefordert innerhalb von vier Wochen vorzulegen. 

1.3.8. Bei Betriebsstörungen, die zu Gewässerverunreinigungen führen können oder bei Havarien mit 
wassergefährdenden Stoffen ist die untere Wasserbehörde unverzüglich zu informieren. 

1.4 Wartung 

1.4.1. Die Abscheideranlage ist halbjährlich entsprechend der DIN EN 858-2 und den Vorgaben des 
Herstellers durch einen Sachkundigen zu warten. Neben den Maßnahmen der Eigenkontrolle sind 
dabei folgende Arbeiten durchzuführen: 
- Kontrolle des Koaleszenzeinsatzes, falls vorhanden, auf Durchlässigkeit, wenn der Wasserstand 
vor und hinter dem Koaleszenzeinsatz deutliche Unterschiede aufweist, und auf Beschädigung. 
Reinigen oder Austausch des Koaleszenzeinsatzes nach Angaben des Herstellers, soweit 
erforderlich, 
- Entleerung und Reinigung des Abscheiders, soweit erforderlich (z.B. bei starker Verschlammung) 
- Reinigung der Ablaufrinne im Probenahmeschacht, falls vorhanden. 

1.4.2. Soweit die Abscheideranlage ausschließlich eingesetzt wird zur 
- Behandlung von Regenwasser, 
- Absicherung von Anlagen und Flächen im Zusammenhang mit dem Umgang mit 



Leichtflüssigkeiten, 
können die Intervalle der Wartungen in Abhängigkeit des tatsächlichen Anfalls an Schlamm und Leichtflüssigkeit in Eigenverantwortung des Betreibers auf höchstens 12 Monate verlängert werden. 

1.4.3. Die Feststellung und durchgeführten Arbeiten sind in einem Wartungsbericht zu erfassen und zu bewerten. Dieser Wartungsbericht ist der unteren Wasserbehörde halbjährlich im Fall der Auflage 1.4.2 jährlich unaufgefordert vorzulegen. 

1.5 Entsorgung 

1.5.1. Die im Abscheider zurückgehaltene Leichtflüssigkeit ist spätestens zu entnehmen, wenn die Menge der abgeschiedenen Leichtflüssigkeit 80 vom Hundert der maximalen Speichermenge erreicht hat. Die Speichermenge ist im Typenschild bzw. in den technischen Unterlagen zum Abscheider aufgeführt. 

1.5.2. Die Entsorgung des im Schlammfang/Schlammsammelraum enthaltenen Schlammes muss spätestens erfolgen, wenn die abgeschiedene Schlammmenge die Hälfte des 
Schlammfangvolumens gefüllt hat bzw. der Schlammsammelraum gefüllt ist. 

1.5.3. Bei Abscheidern, die gleichzeitig oder ausschließlich zur Absicherung von Anlagen oder Flächen dienen, in bzw. auf denen mit Leichtflüssigkeiten umgegangen wird (z.B. Betankungsflächen ), ist ergänzend das nach den landesrechtlichen Bestimmungen erforderliche Rückhaltevolumen vorzuhalten. Die abgeschiedene Leichtflüssigkeit ist daher bei einer.  Unterschreitung dieses Rückhaltevolumens auch dann zu entnehmen, wenn die Menge der abgeschiedenen Leichtflüssigkeit 80 % der Speichermenge noch nicht erreicht hat. 

1.5.4. Die Entsorgung des Inhaltes der Abscheideranlage hat nur durch zugelassene Entsorgungsfirmen zu erfolgen. 

1.5.5. Das Wiederbefüllen der Abscheideranlage muss mit Wasser (z.B. Trinkwasser, Betriebswasser, aufbereitetes Abwasser aus der Abscheideranlage) erfolgen. 

1.6 Überprüfung 

1.6.1. Vor Inbetriebnahme  und danach in regelmäßigen Abständen von höchstens fünf Jahren ist die Abscheideranlage, nach vorheriger Komplettentleerung und Reinigung, durch einen 
Fachkundiqen9  auf ihren ordnungsgemäßen Zustand und sachgemäßen Betrieb zu prüfen. Es müssen dabei mindestens folgende Punkte geprüft und erfasst werden: - Angaben über den Ort der Prüfung, den Betreiber der Anlage unter Angabe der Bestandsdaten, den Auftraggeber, den Prüfer und der zuständigen Behörde; 
- Sicherheit gegen den Austritt von Leichtflüssigkeiten aus der Abscheideranlage bzw. den Schachtaufbauten ( Überhöhung/ Warnanlage) 
- baulicher Zustand und Dichtheit der Abscheideranlage( nach DIN 1999-100) - Zustand der Innenwandflächen bzw. der Innenbeschichtung, der Einbauteile und der elektrischen Einrichtungen, falls vorhanden 
- Tarierung der selbsttätigen Verschlusseinrichtung durch Gewichts- und Volumenbestimmung des Schwimmers 
- Vollständigkeit und Plausibilität der Aufzeichnungen im Betriebstagebuch - Nachweis der ordnungsgemäßen Entsorgung der Inhalte der Abscheideranlage - Vorhandensein und Vollständigkeit der erforderlichen Zulassungen und Unterlagen (Genehmigungen, Entwässerungspläne, Bedienungs- und Wartungsanleitungen) 
Reinigungsmittel sowie Betriebs- und Hilfsstoffe) 
- Bemessung, Eignung und Leistungsfähigkeit der Abscheideranlage in Bezug auf den tatsächlichen Abwasseranfall 

1.6.2. Zum Nachweis der Durchführung ist ein Prüfbericht unter Angabe der Bestandsdaten und eventueller Mängel zu erstellen. Mängel sind gegebenenfalls in Abstimmung mit meiner Behörde zu beseitigen. 
Der Prüfbericht ist der unteren Wasserbehörde unaufgefordert vorzulegen. 

9 
Fachbetriebe sind betreiberunabhängige Betriebe oder sonstige Institutionen, deren Mitarbeiter (Fachkundige) aufgrund ihrer Berufsausbildung und Teilnahme an einschlägigen Qualifizierungsmaßnahmen über die notwendige Qualifikation für Betrieb und Wartungen von Abscheideranlagen verfügen. 
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1.7 Beabsichtigte Änderungen der erlaubten Art und Menge des eingeleiteten Abwassers, Änderungen 
der baulichen Anlagen, sowie Änderungen der Betriebs- und Verfahrensweise und der 
eingesetzten Reinigungsmittel sind vorab der zuständigen Wasserbehörde und dem Zweckverband 
anzuzeigen und durch entsprechende Unterlagen zu belegen. 

2. Vorbehalt 
2.1 Die Genehmigung wird unter dem Vorbehalt des Widerrufes erteilt. 

2.2 Die Genehmigung steht unter dem Vorbehalt, dass gemäß § 5 WHG zur Wahrung des Wohls der 
Allgemeinheit weitere Auflagen und Bedingungen nachträglich ergänzt werden können. 

7. Hinweise 

1. Vor Mitbenutzung fremder Grundstücke und Ableitsysteme ist die Zustimmung des Grundstücks-
eigentümers einzuholen. 

2. Die Anforderungen nach dem kommunalen Satzungsrecht bleiben unberührt. 
Es ist eine Genehmigung für eine Grundstücksentwässerungsanlage vom Betreiber der Kläranlage 
für den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (wenn nicht schon vorhanden) einzuholen. 
Es sind die Bestandsunterlagen der Abscheideranlage an den Zweckverband zu übergeben. 

3. Abgabenrechtliche Forderungen des Abwasserbeseitigungspflichtigen bleiben unberührt. 
4. Bei einem Eigentümerwechsel geht die Genehmigung mit der Benutzungsanlage auf den Rechts-

nachfolger über. Der bisherige Genehmigungsinhaber hat den Übergang der unteren 
Wasserbehörde schriftlich anzuzeigen. 

IV.Kostenentscheidung 
Gemäß § 121 des LWaG fallen die Verfahrenskosten dem Antragsteller zur Last. Die Höhe der Gebühr 
wird im gesonderten Bescheid als Anlage begründet. 

V. Begründung 
Mit Antrag vom 20.04.2009 beantragte die Firma S.I.G.-Dr. Ing. Steffen GmbH im Rahmen der Änderung 
der Anlage nach § 16 BimSchG die Änderung der Indirekteinleitergenehmigung vom 05.08.2002 für den 
Standort 19209 Rosenhagen zur Einleitung von mineralölhaltigen Abwässern des Waschplatzes nach der 
Vorbehandlung in einer Abscheideranlage in eine öffentliche Abwasseranlage des Abwasserbeseiti-
gungspflichtigen Zweckverbandes Radegast. 
Das Örtlich auf dem Waschplatz anfallende mit Leckagen belastete Niederschlagswasser wird als 
Teilstrom in die Abscheideranlage eingeleitet und unterliegt damit der Abwasserbeseitigungspflicht der 
zuständigen Körperschaft. 
Die Einleitung von mineralölhaltigen Abwässern in eine öffentliche Kanalisation unterliegt der 
Genehmigungspflicht gemäß § 42 Abs. 1 LWaG. 
Die Einleitung des Abwassers in eine Kanalisation darf gemäß § 7a Abs.1 und 4 WHG nur erfolgen, wenn 
die Schadstofffracht des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in 
Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich ist. Der § 7a Abs. 5 WHG 
beinhaltet den Stand der Technik im Sinne des § 7a Abs. 1 WHG. Die Anforderungen nach dem Stand 
der Technik gemäß § 7a Abs.1 WHG regelt die AbwV für die in den Anhängen bestimmten 
Herkunftsbereiche. 
Mit dem Anhang 49 der AbwV sind die Anforderungen für die Schadstofffracht des mineralölhaltigen 
Abwassers geregelt. Das mineralölhaltige Abwasser des Waschplatzes fällt in den Herkunftsbereich des 
Anhanges 49 der AbwV. 
Gemäß dem Anhang 49 der AbwV werden an das Abwasser allgemeine Anforderungen, Anforderungen 
für die Einleitstelle und vor der Vermischung sowie für den Ort des Abwasseranfalls gestellt. 
Für den Genehmigungsinhaber sind die allgemeinen Anforderungen und die Anforderungen für den Ort 
des Abwasseranfalls maßgebend. An das Abwasser werden vor der Vermischuhg keine Anforderungen 
gestellt. 
Da das mineralölhaltige Abwasser des Abfüllplatzes nicht unter den Anhang 49 der AbwV fällt ist die Ver-
mischung unschädlich. 
Das Abwasser darf zur Einhaltung der allgemeinen Anforderungen gemäß I - 6.1 keine organisch 
gebundene Halogenverbindungen und organische Komplexbildner enthalten. Als Nachweis, dass keine 
organisch gebundene Halogenverbindungen und organische Komplexbildner eingeleitet werden, sind im 
Betriebstagebuch alle eingesetzten Wasch- und Reinigungsmittel sowie sonstige Betriebs- und 
Hilfsstoffe, die in das Abwasser gelangen, einzutragen. 
Das Abwasser darf an dem Ort des Anfalls die Konzentration an Kohlenwasserstoffe, gesamt, von 20 
mg/I nicht überschreiten. Für die Beauflagung zur Einhaltung des Konzentrationswertes ist eine täglich 
anfallende Abwassermenge von 1 m3  maßgebend. Bei der Betriebsführung wird von dieser täglichen 
Abwassermenge ausgegangen und der Genehmigungsinhaber zur Untersuchung des Parameters unter 
1.3.7. beauflagt. 
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Vor der Einleitung in die Kanalisation wird das Abwasser durch eine Abscheideranlage vorbehandelt. Ausgehend von § 37 Abs. 1 LWaG sind Anlagen zum Zu- und Ableiten, Behandeln und Speichern von Abwasser nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik oder soweit vorgeschrieben nach dem Stand der Technik so herzustellen, zu betreiben und zu unterhalten, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere die Gesundheit der Bevölkerung, die Ordnung des Wasserhaushaltes, die Reinhaltung der Luft, der Schutz des Bodens und der Schutz der Natur gewährleistet sind. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik regeln die DIN EN 585/ DIN 1999/100 für die Herstellung, den Betrieb und die Wartung von Abscheideranlagen. 
Mit dem Inkrafttreten der harmonisierten Norm EN 858 dürfen seit dem 01.09.2006 nur noch Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten in den Verkehr gebracht werden, wenn sie die CE-Kennzeichnung besitzen. Mit der CE- Kennzeichnung erklärt der Hersteller, nach in Eigenverantwortung durchgeführter Erstprüfung die Übereinstimmung der Anlage mit den Bedingungen des Anhanges ZA der Norm (Konformitätserklärung). Mit der CE-Kennzeichnung ist die Wirksamkeit, Wasserdichtheit und Dauerhaftigkeit durch die werkseigene Produktionskontrolle erbracht (harmonisierte Eigenschaften). Mit der Umsetzung der harmonisierten Norm in nationales Recht ergeben sich gemäß § 17 LBau0 M-V1° weitere Anforderungen. 
Der Nachweis der mit der EN 852 nicht harmonisierten Eigenschaften der Abscheideranlagen ist national verbindlich in der Bauregelliste B Teil 1 Punkt 1.13.2 festgelegt. Damit sind die mit den Normen nicht harmonisierten Produkteigenschaften (Standsicherheit, Nachweis im Brandverhalten und Dichtheit gegenüber Leichtflüssigkeiten) durch bauaufsichtliche Zulassungen nachzuweisen. Die Verwendung (Einbau) von CE-gekennzeichneten Bauprodukten unterliegt weiteren nationalen Regelungen. Die Regelung für die Planung, Bemessung und Ausführung wurden im bauaufsichtlichen Bereich in den Listen der Technischen Baubestimmungen der Länder und in M-V für die Abscheider in dem Teil III der Muster-Liste der technischen Baubestimmungen aufgenommen. Damit ist festgelegt, dass die Verwendung von Abscheideranlagen der bauaufsichtlichen Zulassung bedarf, die die Festlegungen für die Anwendungsbereiche, der Bemessung, Einbau sowie Betrieb und Wartung beinhaltet. Die Regelung von besonderen Eigenschaften in den Zulassungen ist auf Antrag möglich. 

Gemäß § 1 der BauPAVO M-V" aufgrund des § 17 Abs. 4 LBau0 M-V sind nicht serienmäßig hergestellte Bauprodukte wie Abscheideranlagen auch hinsichtlich der wasserrechtlichen Anforderungen Verwendbarkeits-, Anwendbarkeits- und Übereinstimmungsnachweise zu führen. Als Auflage dieser Genehmigung besteht der Einbau einer bauaufsichtlich zugelassenen Anlage mit CE-Kennzeichnung, die die Anforderungen des Anhanges 49 der AbwV erfüllt. Aufgrund des § 11. b, g BauPAVO M-V12  sind die serienmäßig hergestellten 
Abwasserbehandlungsanlagen im Rahmen des bauaufsichtlichen Zulassungsverfahrens auch hinsichtlich der Erfüllung der wasserrechtlichen Anforderungen zu prüfen. Mit der Einführung des neuen Anhanges 49 der AbwV haben sich diese wasserrechtlichen Anforderungen wesentlich geändert. Die alte Fassung enthielt die Regelung, dass der festgelegte Gehalt an Kohlenwasserstoffen im Abwasser als eingehalten gilt, sofern u.a. ein Koaleszenzabscheider für Leichtflüssigkeiten nach DIN 1999 eingebaut und betrieben wurde. Die allgemein bauaufsichtliche Zulassung für Koaleszenzabscheider enthielten auch die Bestimmung, dass die Abscheider auf der Grundlage der DIN 4-6 beurteilt worden sind und die Anforderungen erfüllen. Die neue Fassung enthält diese Regelung nicht mehr, sondern besagt, dass die Einhaltung der Anforderung bezüglich des Kohlenwasserstoffes im Abwasser als eingehalten gilt, wenn eine durch allgemeine bauaufsichtliche Zulassung für Anlagen zur Begrenzung von Kohlenwasserstoffen in mineralölhaltigem Abwasser oder sonst nach Landesrecht zugelassenen Abwasserbehandlungsanlage entsprechend der Zulassung eingebaut, betrieben und regelmäßig gewartet sowie vor Inbetriebnahme und in regelmäßigen Abständen von nicht länger als fünf Jahren nach Landesrecht auf ihren ordnungsgemäßen Zustand überprüft wird. Um die Anforderungen des Anhangs 49 zu erfüllen, müssen die bauaufsichtlichen Zulassungen für Abscheider für Leichtflüssigkeiten so gefasst werden, dass die Anwendungsbereiche, die in den Anhang 49 der AbwV fallen, für die jeweilige Abwasserbehandlungsanlage in der Zulassung aufgeführt wird. Zusätzlich müssen weitere Bestimmungen für Betrieb, die Wartung und die Überwachung in den allgemein bauaufsichtlichen Zulassungen aufgenommen werden. Diese Änderungen wurden in den bauaufsichtlichen Zulassungen seit Mitte 2002 aufgenommen. 

Auf Empfehlung des Sachverständigenausschusses des DIBt beziehen sich die derzeitigen Zulassungen auf Einleitungen in öffentliche Entwässerungsanlagen. 
Die Abscheideranlage mit der Zulassungsnummer Z-54.8-251 erfüllt die Anforderungen des Anhanges 49 der AbwV. 

10 
LBau0 M-V — Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern, zuletzt 

(GVOBI. M-V S. 194) 
11 

Verordnung Über Bauprodukte und Bauarten nach der Landesbauordnung M-V M-V 2006, S.610) 
12 

Verordnung Über Bauprodukte und Bauarten nach der Landesbauordnung M-V M-V 2006, S. 610) 
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geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Mai 2006 

(Bauprodukte- und Bauartenverordnung) vom 10.Juli 2006 (GVOBI. 

(Bauprodukte- und Bauartenverordnung) vom 10.Juli 2006 (GVOBI. 



Der Genehmigungsinhaber hat die Abwassereinleitung, den Zustand und den Betrieb der 

Abwasservorbehandlungsanlagen gemäß § 36 Abs.2 LWaG i.V. mit §§ 2, 4 SÜV0 ständig zu 

überwachen. Zur Überwachung ist ein Betriebstagebuch zu führen und die Anlage ordnungsgemäß zu 

warten. 
Der Mindestumfang der Überwachung sowie der Zustands-und Funktionskontrollen bestimmt sich nach 

Anlage 2 der SÜV0. Er kann erweitert oder reduziert werden, wenn der ordnungsgemäße Betrieb der 

Anlage dies erfordert oder zulässt. Im vorliegenden Fall wurden im Rahmen des Ermessens die 

Überwachung sowie der Zustands-und Funktionskontrollen reduziert, da von einer geringfügigen 

Überschreitung der Abwassermenge von 1 m3/Tag ausgegangen wird und bei Einhaltung der 

ordnungsgemäßen Führung des Betriebes diese Verfahrensweise zulässt. 
Die Einhaltung des Konzentrationswertes Kohlenwasserstoffe gesamt ist somit im Rahmen der 

Eigenüberwachung unter 1.3.7 gemäß § 2 Abs. 2 der SÜVO durch Vorlage der Beprobungsergebnisse 

nachzuweisen. Die Beprobung ist nur von einer staatlich anerkannten Stelle nach der AsSAVO auf 

Kosten des Genehmigungsinhabers an der definierten Probenahmestelle ( Anlage 1) vornehmen und 

gemäß den Analysen- und Meßverfahren des § 4 der AbwV untersuchen zu lassen. 

Die Untersuchungsergebnisse sind der unteren Wasserbehörde des Landkreises NWM unaufgefordert 

vorzulegen, um diese kontrollieren und bewerten zu können. 
Bei begründeten Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben im Betriebstagebuch sowie bei der 

Nichteinhaltung der Wartungsauflagen wird eine zusätzlich behördliche Überwachung durchgeführt. 

Unabhängig von der Eigenkontrolle des Betreibers hat die Behörde die Indirekteinleitung zu überwachen. 

Der Parameter Kohlenwasserstoffe gesamt gilt entsprechend der beantragten Anlage im Rahmen der 

behördlichen Überwachung als eingehalten. Die behördliche Überwachung bezieht sich vorerst auf die 

Kontrolle der Auflagen insbesondere der Eigenüberwachung ( 1.3. ), der Wartung ( 1.4. ) und 

Überprüfung ( 1.6. ) der Abscheideranlage und der Einhaltung der in der Zulassung festgelegten 

Anforderungen / Bedingungen, der einzusetzenden Betriebs - und Hilfsstoffe sowie auf die Überwachung 

der Beprobungsergebnisse. Unabhängig davon kann jederzeit eine behördliche Beprobung des 

Parameters in Auftrag gegeben werden. 
Gemäß § 108 Nr. 2 a, e LWaG ist die Landrätin als untere Wasserbehörde für die Erteilung der 

Genehmigung von Abwasser in öffentliche Anlagen entsprechend den Anhängen der AbwV in ein 

Gewässer II. Ordnung zuständig. 
Die Ableitung der behandelten Abwässer hat in die öffentliche Kanalisationdes Zweckverbandes 

Radegast zu erfolgen. 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen konnte entschieden werden, dass Versagungsgründe zur 

Ausübung der beantragten Genehmigung gem. § 6 WHG nicht vorliegen. Die Genehmigung war bei 

Durchführung eines ordnungsgemäßem Anlagenbetrieb und bei Einhaltung der erteilten Auflagen zu 

erteilen. 
Die verfügten Nebenbestimmungen sind im Rahmen des Ermessens auf der Grundlage des § 4 WHG 

und des § 6 LWaG erteilt und dienen der Wasserbehörde zur Überwachung und Sicherstellung der nach 

dem Landeswassergesetz und dem Wasserhaushaltsgesetz begründeten Verpflichtungen, vermeidbare 

Beeinträchtigungen der Gewässer auszuschließen und eine Beeinträchtigung des Wohls der 

Allgemeinheit oder nachteilige Wirkungen für andere zu verhüten oder auszugleichen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe bei der Landrätin des 

Landkreises Nordwestmecklenburg, Börzower Weg 3, 23936 Grevesmühlen, schriftlich oder zur 

Niederschrift Widerspruch eingelegt werden. 

Im Auftrag 

Anlage 1 - Übersichtskarte mit Einleitstelle und Probenahmestelle 
Gebührenbescheid 
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